
BERLIN — Viele Soldaten müssen
nach einem Zeitungsbericht länger
und häufiger in Auslandseinsätze als
nach den neuen Leitlinien des Vertei-
digungsministeriums vorgesehen.

Die Bundeswehrreform gebe eine
Einsatzzeit von vier Monaten und 20
Monaten Regenerationsphase vor.
Dagegen werde jedoch „in einer
hohen Zahl von Fällen“ verstoßen.
Das geht aus einer Antwort des Minis-
teriums auf eine Anfrage des Grünen-
Abgeordneten Omid Nouripour her-
vor, die der SZ vorlag.
Demnach ist 2010 bis 2012 in etwa

einem Viertel der Fälle die Einsatz-
dauer von vier Monaten überschritten
worden. Zwischen zwei Einsätzen von
mindestens vier Monaten wurde nur
in der Hälfte der Fälle (50,7 Prozent)
die Regenerationszeit von 20 Monaten
eingehalten.

Heer besonders betroffen
Sehr beansprucht sei das Heer. Hier

seien die vier Monate nur in 61,2 Pro-
zent der Fälle eingehalten worden.
Bei den zumHeer gehörendenGebirgs-
jägern wurde in knapp 70 Prozent der
Fälle die Einsatzzeit überschritten.
Eine 20-monatige Regenerationszeit
zwischen zwei Einsätzen sei bei
Gebirgsjägern in über drei Vierteln
der Fälle nicht eingehalten worden.
DerWehrbeauftragte HellmutKönigs-
haus sagte: „Diese Zahlen bestätigen
den Befund meines Jahresberichts.“
Das Verteidigungsministerium wies

die Darstellung nicht grundsätzlich
zurück, erklärte aber, die Zahlen zur
Einsatzbelastung bezögen sich auf
einen Berichtszeitraum von 2010 bis
2012. Damit würden die Auswirkun-

gen der erst Mitte 2012 tatsächlich
begonnenen Neuausrichtung „nur
unzureichend erfasst (. . .) Die Neuaus-
richtung wird sich zunehmend positiv
bis 2016 auf die Einsatzbelastung
unserer Soldaten auswirken.“
Auch Zahlen über die Resonanz am

Freiwilligendienst sorgen für Verwir-

rung. Das Ressort von Minister Tho-
mas de Maizière (CDU) äußerte sich
mit dem Interesse junger Menschen
am freiwilligen Wehrdienst zufrieden
und sagte, man müsse die Bewerbun-
gen eines Gesamtjahres betrachten.
Die WAZ hatte hingegen berichtet,

dass die Zahl der Freiwilligen zwei

Jahre nach Einführung des freiwilli-
gen Wehrdienstes auf ein Rekordtief
gesunken sei. Nach dem Zeitungsarti-
kel hätten nur 615 freiwillig Wehr-
dienstleistende im laufenden Quartal
ihren Dienst angetreten. Das seien 60
Prozent weniger als im vergleichba-
ren Zeitraum des Vorjahres. dpa

LEIPZIG — Etwa ein Viertel der
Mädchen und Jungen im Kindergar-
tenalter benötigt nach Expertenan-
sicht Sprachförderung.

Ein kleiner Teil derKinder, etwa sie-
ben Prozent, sei wegen gravierender
Schwierigkeiten beim Spracherwerb
therapiebedürftig, sagte Christian
Glück, Professor für Sprachbehinder-
tenpädagogik an der Universität Leip-
zig. Den meisten Betroffenen, etwa
Kindern aus bildungsfernen Schich-
ten oder deren Muttersprache nicht
Deutsch ist, könne die Sprachförde-
rung in Kitas helfen. „Sprachförde-
rung ist sinnvoll und notwendig, weil
Sprache entscheidend mit zum Schul-
erfolg beiträgt“, sagte Glück.

Ohne erhobenen Zeigefinger
Sprachförderung in Kitas sei nicht

nur Reden, sondern auch Zuhören
und eine einfühlsame Beziehung zwi-
schen Erzieherin und Kindern. Diese
Verbindung sei wichtig für den Vor-
bildstatus der Erwachsenen. Die För-
derer sollten „einfach nebenbei in der
Situation ein Modell geben, die Äuße-
rungen der Kinder aufgreifen, korrekt
wiederholen und inhaltlich erwei-
tern“, sagte Glück, aber „nicht mit
dem erhobenen Zeigefinger“.
Inhaltlich sollten die Förderange-

bote den Interessen der Kinder ent-
sprechen, aber auch Themen wie den
menschlichen Körper, Naturwissen-
schaften oder Schrift und Zahlen auf-
greifen. „Natürlich muss Sprache
auch Spaß machen“, sagte Glück. Das
gehe durch Spiele mit Wörtern, Lie-
dern oder Gedichten. dpa

ATHEN — Die griechische Regie-
rung ist im Streit um die Schließung
des Staatsrundfunks ERT auseinan-
dergebrochen.

Der kleinste Koalitionspartner, die
Demokratische Linke (Dimar,) er-
klärte gestern den Auszug ihrer bei-
denKabinettsmitglieder aus demDrei-
erbündnis unter dem konservativen
Ministerpräsidenten Antonis Sama-
ras. Dieser verfügt zusammen mit der
sozialdemokratischen Pasok nur noch
über eine knappe Mehrheit im Parla-
ment, von Neuwahlen war aber zu-
nächst nicht die Rede.
Der Dimar-Minister für die Ver-

waltungsreform, Antonis Manitakis,
sagte nach einer Dringlichkeitssit-
zung seiner Partei, Dimar habe den
Austritt aus der Regierung beschlos-
sen und er werde daher bei Samaras
seinen Rücktritt einreichen. Dimar
stellte außerdem mit Antonis Roupa-
kiotis den Justizminister, im Parla-
ment ist die gemäßigte Linkspartei
mit 14 Abgeordneten vertreten.
Samaras’ konservative Nea Dimo-

kratia und die Pasok — die beiden Par-
teien, die sich über Jahrzehnte an der
Regierung ablösten — verfügen damit
über eine Mehrheit von 153 der 300
Mandate im Parlament. 125 Abgeord-
nete stellt die Nea Dimokratia (ND),
28 die Panhellenische Sozialistische
Bewegung (Pasok).

Nicht vorab informiert
Nach Meinung von Beobachtern ist

das eine recht dünne Basis zur Durch-
setzung der von der Gläubigertroika
aus EU, Europäischer Zentralbank
(EZB) und InternationalemWährungs-
fonds (IWF) geforderten Kürzungs-
und Privatisierungsmaßnahmen,
nicht zuletzt im öffentlichen Dienst.
Hintergrund für das Auseinander-

brechen der Dreierkoalition ist die am
11. Juni erfolgte Schließung des staat-
lichen Rundfunks ERT. Pasok und
Dimar beklagten, dass Samaras sie
nicht vorab informiert habe. Durch
die Schließung verloren fast 2700
ERT-Mitarbeiter ihren Arbeitsplatz.
Tagelang demonstrierten Tausende

Menschen vor den ERT-Gebäuden in
Athen und anderen Städten für den
Erhalt des Senders. Aus Solidarität
mit den Betroffenen legten Journalis-
ten und andere Berufsgruppen landes-
weit die Arbeit nieder. Die ERT-Be-
schäftigten hielten den Sender besetzt
und strahlten ihre Programme unter
anderem über das Internet aus.
Die Europäische Rundfunkunion

(EBU), ein Zusammenschluss mehre-
rer Dutzend Rundfunkanstalten in 54
Ländern Europas und des Mittelmeer-
raums, rief Samaras auf, die Schlie-
ßung zurückzunehmen. Der Sender
mit fünf Fernseh- und 24 Radiopro-
grammen galt bis zuletzt als wichtige
Informationsquelle, vor allem für die
große griechische Diaspora im Aus-
land. Das oberste griechische Verwal-
tungsgericht bekräftigte seine Ent-
scheidung vom Montag, wonach ERT
bald wieder senden müsse. afp

Auch bei der jüngsten Hochwasser-Katastrophe waren Bundeswehr-Soldaten (wie auf unserem Bild in Sachsen-Anhalt) im
Einsatz. Ein paar Minuten zum Ausruhen brauchen sie auch bei dieser Arbeit. Foto: dpa

VON HANS-PETER KASTENHUBER

Umrauscht von heftigem Gewitter-
regen und stürmischem Beifall hat am
Vorabend der Eibacher Kirchweih der
Münchner CSU-Bundestagsabgeord-
nete Peter Gauweiler im Bierzelt die
örtliche Parteibasis begeistert. Mit in
der CSU nicht mehrheitsfähigen The-
sen. Es ging um Europa.

NÜRNBERG — Das muss man sich
erst mal trauen. In das zu zwei Drit-
teln gefüllte Bierzelt der Eibacher
Waldkirchweih die Frage zu rufen:
„Kennen Sie Jürgen Habermas?“
„Ja“, schallt es wahrheitswidrig
zurück, und Peter Gauweiler kann
den größten lebenden deutschen Philo-
sophen, dessen Werk bei aller Bedeu-
tung nie wirklich ins Bewusstsein des
Landes vorgedrungen ist, zitieren.
Wir müssten, so habe Habermas
gesagt, aufpassen, „dass wir durch
supranationale Organisationen nicht
von unserenGrundrechten abgeschnit-
ten werden“.

Ohne Ämter-Ehrgeiz
Ziemlich genau so hat das Gauwei-

ler kurz zuvor auch formuliert, als er
gegen die Macht von Leuten wie dem
Präsidenten der Europäischen Zen-
tralbank, Mario Draghi, gewettert
hat. Einem Mann, „der über Beträge
entscheidet, die ein Vielfaches unserer
Steuereinnahmen ausmachen, den
aber kein Mensch abwählen kann“.
Man darf es Peter Gauweiler durch-

aus abnehmen, dass er die gewaltige
Eigendynamik und den sich immer
wieder abzeichnenden demokrati-
schen Legitimationsmangel der Ret-
tungsstrategie in der Eurokrise wirk-
lich für eine historische Fehlentwick-
lung hält. Vermutlich glaubt er daran

viel mehr als an all die Gefahren, die
er einst als Innenpolitiker und Hardli-
ner der CSU mit Aids, Drogensucht
oder Asylbewerbern heraufbeschwor.
Europa, das ist das große Thema sei-

nes politischen Alterswerks. Ohne
Ämter-Ehrgeiz und ernsthafte Suche
nach parlamentarischen Verbündeten
widmet sich ihm der 64-Jährige. Gau-
weiler ficht seinen Kampf gegen die
Draghis Europas vor dem Bundesver-
fassungsgericht aus — und immer wie-

der gerne bei Auftritten vor großem
Publikum aus dem Volk.
InKarlsruhe, wo der Bundestagsab-

geordnete als Kläger gegen EU-Ver-
träge und Rettungsschirme zuletzt
fast mehr Auftritte hatte als im Parla-
ment, halten sich die Erfolge Gauwei-
lers in engen Grenzen. Bierzelte wie in
Eibach verlässt er immer als Sieger.
In der CSU haben sie den einstigen

Strauß-Zögling längst kaltgestellt.
Als er vor knapp zwei Jahren noch ein-

mal den Versuch unter-
nahm, sich als Parteivize
wählen zu lassen, organi-
sierte die Parteispitze im
Vorfeld des Parteitags
eifrig eine Mehrheit für
den schwachen Peter
Ramsauer. Gauweiler
darf in der CSU nichts
mehr entscheiden. Aber
er darf reden. Er darf
Menschen an die Münch-
ner und Berliner Regie-
rungspartei binden, die
eigentlich der Politik in
Land und Bund nicht
recht trauen. Vor allem
solche, die Angst um ihr
Geld haben. Die fürch-
ten, dass Deutschlands
Verpflichtungen im
Zuge der Euro-Rettung
am Ende das eigene
Land in denAbgrund rei-
ßen könnten.
„So darf es nicht wei-

tergehen“, heißt die
Parole, die Gauweiler
bei seinen rhetorisch bril-
lanten Auftritten aus-
gibt. Und die Bierzelte
und Säle jubeln ihm zu.
In Eibachwird das Publi-
kum ganz überwiegend

von der örtlichen CSU-Basis gestellt.
Und von der Abgeordneten- und Par-
tei-Prominenz: von Markus Söder,
Michael Frieser bis Dagmar Wöhrl.
Keiner von ihnen hat sich der Euro-

Rettungspolitik von Kanzlerin Angela
Merkel (CDU) in den Weg gestellt.
Aber auch sie feiern Peter Gauweiler
mit. Selbst wenn er beklagt, „dass die
Unterschiede zwischen den Parteien
nur noch auf dem Millimeterpapier
sichtbar sind“. Undwenn er Verständ-
nis für die Leute im Volk signalisiert,
die der Ansicht seien: „Was soll der
ganze Wahlscheiß — es wird eh ent-
schieden, was wir nicht wollen.“

Widerspruch bleibt
Oder wenn er wettert: „Eine Poli-

tik, die dieWelt umarmenwill und die
eigenen Leute missachtet, ist inhu-
man.“ Frenetisch wird der Beifall,
wenn Gauweiler vor einemModell der
Vereinigten Staaten von Europa
warnt und schimpft: „Es geht Brüssel
einen Scheißdreck an, wie wir unsere
Wasserversorgung organisieren.“
Weil von den Bierbänken aus nie-

mand den Einwand gegen den Redner
vorne auf der Bühne vorbringen kann,
und es vermutlich auch keiner wollte,
übernimmt Gauweiler diese Rolle.
„Ja, jetzt kann man sagen, die CSU ist
doch auch Teil von dem allen.“
Gauweiler löst den Widerspruch

nicht auf. Er verweist nur auf die
Erfolge der seit 1957 in Bayern regie-
renden Partei, die allenfalls mit denen
der „Wittelsbacher in ihrer allerbes-
ten Phase“ vergleichbar seien. Und er
formuliert ein Diktum, das in dieser
Absolutheit im Grunde nur ein CSU-
Anarcho wie Gauweiler ausrufen
darf: „Wennwir die CSU in Frage stel-
len, dann stellen wir diesen Freistaat
in Frage.“

Regierung in Athen
bricht auseinander
Streit um Rundfunk führt zum Bruch

Viele Soldaten haben zu wenig Ruhezeiten
Regenerationsphasen nach Einsätzen werden oft nicht eingehalten — Kaum Interesse am Freiwilligendienst?

Kämpft gegen den Europakurs vor Gericht und im
Bierzelt : Peter Gauweiler. Foto: Roland Fengler

Kita-Kinder mit
Sprachdefiziten
Ein Viertel braucht Förderung
Viele Migranten sind betroffen

Neuer FBI-Chef nominiert
Der Republikaner James Comey soll

neuer Chef der US-Bundespolizei FBI
werden. Präsident Barack Obama
nominierte den 52-Jährigen als Nach-
folger von Robert Mueller, der im Sep-
tember ausscheidet. Der Senat muss
Comeys Berufung aber noch zustim-
men. Comey arbeitete unter Obamas
republikanischem Vorgänger George
W.Bush als hoher Beamter im Justiz-
ministerium. dpa

Hamburg muss zahlen
Hamburg muss für den Länder-

finanzausgleich insgesamt 147 Millio-
nen Euro nachzahlen. Weil laut dem
Ergebnis des Zensus’ fast 81000 weni-
ger Menschen in der Hansestadt leben
als angenommen, wird Hamburg zum
Geberland. Deshalb muss der Stadt-
staat 73Millionen Euro für 2013 über-
weisen. Für die Jahre 2010 und 2011
müssen weitere 74 Millionen nachge-
zahlt werden. dpa

Leck in Fukushima
Im havarierten Atomkraftwerk im

nordostjapanischen Fukushima ist
erneut radioaktiv verseuchtes Wasser
ausgetreten. Dieses Mal seien aus
einer lecken Entsalzungsanlage 360
Liter verseuchtes Meerwasser ent-
wichen, das zur Kühlung der havarier-
ten Reaktoren eingesetzt worden sei,
so der Betreiber Tepco. Nach seinen
Angaben verblieb das Wasser jedoch
innerhalb des Komplexes. afp

Eklat vor Schlesier-Treffen
Vor dem Deutschlandtreffen der

Schlesier am Wochenende in Hanno-
ver hat eine geplante antipolnische
Rede des Schlesier-Bundesvorsitzen-
den Rudi Pawelka einen Eklat aus-
gelöst. Sowohl Niedersachsens Land-
tagspräsident Bernd Busemann
(CDU) als auch Innenminister Boris
Pistorius (SPD) sagten ihre Teilnahme
an dem Treffen ab, nachdem sie das
Manuskript gelesen hatten. dpa

LUXEMBURG — Die EU-Staaten
haben sich auf Regeln zur Eindäm-
mung des Rauchens geeinigt.

Die neuen Vorgaben sollen ab 2016
vor allem junge Menschen vom Ein-
stieg abhalten. „Die Nachricht ist:
Fang nicht damit an, weil du nicht
weißt, wann du wieder damit aufhö-
ren kannst“, sagte der irische Gesund-
heitsminister James Reilly beim Tref-
fen der EU-Minister für Gesundheit
und Verbraucherschutz. Er leitete die
Zusammenkunft, weil sein Land der-
zeit den Vorsitz der EU-Staaten hat.
Das Europaparlament muss den
neuen Vorgaben ebenfalls zustimmen.
Bis Ende des Jahres könnte das klap-
pen, schätzen Diplomaten.
Wenn es nach den Ministern geht,

stehen Menthol-Zigaretten vor dem
Aus. Zusatzstoffe wie Menthol,
Fruchtgeschmack oder Schokoladen-
aroma, die den charakteristischen
Tabakgeschmack verfälschen, wollen
sie nach und nach untersagen. Wenn

die Zigarette weiter nach Tabak
schmeckt, blieben Aromen aber
erlaubt. Die dünnen Slim-Zigaretten,
die vor allem bei Jüngeren und
Frauen beliebt sind, bleiben erlaubt.
Die Packung soll nach dem Willen

der Staaten künftig abschrecken: Vor-
gesehen sind unter anderemSchockfo-
tos, zum Beispiel von Raucherlungen.
Diese sollen 65 Prozent der Vorder-
und Rückseite von Zigarettenpackun-
gen ausmachen, erklärten Diploma-
ten.

Wie ein Medikament
E-Zigaretten wollen die Minister

nicht grundsätzlich verbieten, aber
den Verkauf einschränken. Wenn sie
einMilligrammNikotin odermehr ent-
halten, sollen sie laut Diplomaten wie
ein Medikament behandelt werden —
und bräuchten dann auch die entspre-
chende Zulassung. Bei weniger als
einemMilligrammNikotingehalt wür-
den die gleichen Auflagen wie für nor-
male Zigaretten gelten. dpa

„Unser Wasser geht Brüssel einen Scheißdreck an“
Peter Gauweiler wettert gegen die von der CSU mitgetragene Europapolitik und wird von der CSU-Basis gefeiert

Kurz berichtetMenthol-Zigaretten droht Aus
Zahlreiche Zusatzstoffe im Tabak werden nach und nach verboten
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